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Wahrnehmungsbericht der Ausländerberatungsstelle 

für das Schuljahr 2005/06

Zu dem alten Problem der hohen Konzentration 

nichtdeutschsprachiger Schüler/innen

 an einigen Grazer APS des rechten Murufers

Mit altbekannter Verlässlichkeit wird jährlich mehrmals – vorzugsweise um die Zeit des Schuljahresbeginns – der hohe Anteil von Schülern/innen nichtdeutscher Muttersprache (Erst-/ Herkunfts-/Familiensprache) an den APS des Aufsichtsbereiches I (rechtes Murufer) des Schulbezirks Graz-Stadt fokussiert.
    

Der Auftakt zu der Herbstrunde der diesbezüglichen Erörterungen fand sich schon im August in einem Interview des Grazer Bürgermeisters, abgedruckt in der Kleinen Zeitung vom 15.08.2006 (S. 23). Bürgermeister Mag. Siegfried Nagl betonte bei dieser Gelegenheit, man habe im Schulbereich – mit geringem Erfolg - versucht, „alle ausländischen Eltern bei der Anmeldung ihrer Kinder darauf hinzuweisen, dass sie [eine] andere als die nächstgelegene Schule wählen können.” Er unterstrich dann noch einmal: „Wir müssen verteilen.” Denn für ihn bleibe Integration „eine Frage der Dosis”. Gefragt, ob Kinder auch mit Zwang Schulen außerhalb der ausländerreichsten Bezirke Lend und Gries zugewiesen werden sollten, erwiderte Mag. Nagl: „Wird es nicht freiwillig angenommen, halte ich es für besser, in jeder Schulklasse nur zwei, drei ausländische Mitschüler zu haben als umgekehrt. Hier muss man mit einem Verteilungsschlüssel eingreifen.”

Man darf gespannt sein, was diesen Aussagen folgen wird, denn die beiden Gesprächspartner des Bürgermeisters unterließen es leider, ihn um eine konkretere Erläuterung der Umsetzung seiner Vorstellungen in die Praxis zu ersuchen.

Wenn der Migrant(inn)enbeirat der Stadt Graz im Programmvorspann der erwähnten Tagung vom 22.06.2006 (quasi) suggeriert, der öfter laut werdende Ruf nach „’Verteilung der SchülerInnen’ auf Schulen in den Bezirken mit geringerem Anteil von MigrantInnenkinder[n]” lasse die Wohnsituation der Schulkinder unberücksichtigt, so ist dem entgegenzuhalten, dass solche Vorschläge keineswegs die Illusion der Machbarkeit des Unmöglichen nähren. Denn bereits ältere Volksschulkinder wären ja fraglos in der Lage, allein im öffentlichen Verkehrsmittel zu einer weiter entfernten Schule des linken Murufers zu fahren. Schon anlässlich des bekannten runden Tisches vom 15.11.1999 im Landesschulrat für Steiermark hat eine türkische Akademikerin (Expertin für interkulturelle Thematiken) ausdrücklich betont, die ausländischen bzw. türkischen Mitbürger/innen würden es sehr wohl akzeptieren, dass ihre Kinder wohnungsfernere Schulen besuchen sollten, wenn man ihnen die Gründe dafür erkläre. Es gibt denn auch gegenwärtig Eltern nichtdeutschsprachig-ausländischer Herkunft, die ihre Kinder freiwillig in entfernteren APS (z. B. in der weit entfernten HS/NMS Straßgang statt in der wohnungsnahen HS/NMS St. Andrä) anmelden, weil sie (nach den Erfahrungen mit ihren älteren Kindern) der Meinung sind, in einer Klasse mit hoher Ausländerkonzentration würden ihre Kinder zu wenig lernen.

Insgesamt sind diese Eltern aber sicher eine Ausnahmeerscheinung. Sie ändern nichts an dem grundsätzlich feststellbaren Faktum: Es gibt auf der rechten Murseite Schulen, die ohne die Migrantenkinder nicht ausreichend gefüllt wären, und es unterrichten dort viele interkulturelle Begleitlehrer/innen, deren materielle Existenz entscheidend von der Aufrechterhaltung des schulischen Status quo abhängt. Die vorgenannten Schulen und die angesprochenen Lehrkräfte als wichtige interkulturpädagogische Personalressource müssten natürlich in dem Entwurf alternativer Unterrichtsmodelle für das rechte Murufer der Stadt Graz einen wichtigen Platz einnehmen.

Im Schuljahr 2006/07 ist im Volksschulbereich für Schüler/innen mit Migrationshintergrund als Neuerung die Einrichtung eines Förderkurses der deutschen Sprache (ab 8 außerordentlichen Schülern/innen) vorgesehen.2 Die Wirksamkeit dieser Deutschförderung wird nicht zuletzt von der Qualifikation der dabei eingesetzten Lehrkräfte abhängen. Sofern hier auch die Verwendung von Hauptschullehrern/innen geplant ist, sollten dies nur Pädagogen/innen mit Deutschlehrbefähigung sein.3 Die Ausländerberatungsstelle kann positiv vermerken, dass ihr Vorschlag, auch muttersprachliche Lehrkräfte mit ausgezeichneter Deutschbeherrschung als Sprachförderkurslehrer/innen heranzuziehen, in den erwähnten Erlass aufgenommen wurde.

An dieser Stelle sei nachdrücklich hervorgehoben, dass eine verstärkte Deutschförderung auch für Migrantenschüler/innen der 5. bis 9. Schulstufe (Seiteneinsteiger/innen) dringend benötigt wird. Der Bedarf an einer effizienteren sprachlichen Förderung der Seiteneinsteiger/innen im Bereich der Hauptschule und der Polytechnischen Schule wird seit Anfang der 90er Jahre immer wieder thematisiert.4 Seine zukunftsfähige Befriedigung ist heute notwendiger denn je.

Graz, 09.09.2006  Dr. Gottfried W. Kerschbaumer

� Da es sich hierbei ja bereits seit langem um eine Dauerthematik handelt, wurde dazu im Grunde schon längst (fast) alles Vorstellbare gesagt bzw. geschrieben (vgl. dazu beispielsweise den Bericht „Zur Situation des Interkulturellen Unterrichts im APS-Bereich der Steiermark” [GZ.: VIII Au 2/55-1999 (17.02.1999)] und die Wahrnehmungsberichte für die Schuljahre 2001/02, 2002/03, 2003/04 und 2004/05 der Ausländerberatungsstelle sowie den Beitrag „Interkulturelles Lernen – Konflikte, Chancen und Perspektiven” in k-punkt, dem monatlichen Webmagazin des Korso-Info-Servers (� HYPERLINK "http://ko000221.host. inode.at/mambo//" ��http://ko000221.host. inode.at/mambo//�korso/thema/leit_ikl.htm).





Einig war man sich - mit Recht – immer schon darin, dass die zur Verfügung gestellten Ressourcen keineswegs ausreichen könnten, alle Schwierigkeiten zu bewältigen. Fast einhellig war und ist auch zum Beispiel (seitens der Vertreter/innen der – hier nur teilzuständigen - Integration im sonderpädagogischen Bereich und der IKBL [interkulturelle Begleitlehrer/innen]) die Ablehnung von Intensivkursen der deutschen Unterrichtssprache für noch nicht (ausreichend) Deutsch beherrschende Schüler/innen (Schulanfänger/innen und Seiteneinsteiger/innen). Ein diesbezüglich ziemlich peinliches Beispiel bot unlängst die überwiegend niveauarme und unfreundliche heimische Resonanz auf den Grazer Vortrag des renommierten Frankfurter Volksschulpädagogen Joachim Knab (im Rahmen der Tagung „Schule und interkulturelle Vielfalt˝ am 22.06.2006 in der HS/NMS St. Andrä). 


2 Siehe Erlass GZ.: VIII Sa 1/4-2006 [10.07.2006]).


3 Vgl. Wahrnehmungsbericht für das Jahr 2004/05, Punkt 3.


4 Siehe dazu die im Wesentlichen noch immer aktuelle Studie „Evaluation der Ausländerbetreuung in den steirischen Schulbezirken im Unterrichtsjahr 1999/2000” der Ausländerberatungsstelle.








